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Sehr geehrte Frau Abgeordnete, 

seitens der Bundesregierung beantworte ich die Frage wie folgt: 

Frage: 
Wie viel Geld wurde aus dem im Juli 2021 beschlossenen 200-Millionen-Euro 
umfassenden Bundesförderprogramm für die Anschaffung von mobilen Luft-
filtern in Kitas und Schulen tatsächlich ausgezahlt und wird die Bundesregie-
rung nach Auslaufen der Förderung zum Jahreswechsel 2021/2022 ein neues 
Programm mit mehr Geld zu Bedingungen auflegen, die es allen Schulen 
(nicht nur wie bisher Einrichtungen unter 12 Jahren) ermöglicht Fördergelder 
zu erhalten? 

Antwort: 

Die Bundesregierung hatte mit Kabinettbeschluss vom 14. Juli 2021 

entschieden, die Bundesländer mit bis zu 200 Millionen Euro bei der 

Beschaffung mobiler Luftreiniger für Räume mit eingeschränkter 

Lüftungsmöglichkeit in Schulen und Kitas zu unterstützen. Die Verantwortung 

für die Umsetzung der Fördermaßnahmen liegt bei den für Schulen und Kitas 

zuständigen Bundesländern. Die Mittel wurden im Rahmen von Bund-Länder-

Verwaltungsvereinbarungen zur Verfügung gestellt. Alle 16 Bundesländer 

haben diese unterschrieben. 

Der Schutz Ihrer Daten ist uns wichtig. Nähere Informationen zum Umgang mit personenbezogenen Daten können Sie der 
Datenschutzerklärung auf www.bmwi.de/Datenschutzerklärung entnehmen. 



Bundesministerium 
für Wirtschaft 
und Klimaschutz 

Seite 2 von 2 

Mit Stand vom 4. Januar 2022 sind knapp 3,7 Millionen Euro an Bundesmitteln 

an die Länder ausgezahlt worden. 

Die Mittelbindungs- und die Auszahlungsfrist wurden in Umsetzung des 

Kabinettbeschlusses vom 22. Dezember 2021 um jeweils drei Monate bis zum 

31. März 2022 respektive bis zum 31. Juli 2022 verlängert. Das verschafft den 

Ländern die Möglichkeit, die zugesagten Bundesmittel auch in diesem Jahr 

noch nutzen zu können. 

Der Bund prüft fortlaufend im Rahmen des Pandemiemanagements die 

Erforderlichkeit weiterer Maßnahmen. 

Mit freundlichen Grüßen 

n a lfiaid 


